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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kunz (Berlin), Straßmeir, Dr. Marx, 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Kittelmann, Luster, Dr. Pfennig, Sick, 

Dr. Waffenschmidt, Lagershausen, Frau Hoffmann (Hoya), Dreyer, Tillmann, Hanz, 
Milz, Jäger (Wangen), Feinendegen, Lemmrich, Böhm (Melsungen), Sauer 
(Salzgitter), Dr. Mennig, Baron von Wrangel, Dr. Köhler (Woifsburg), Dr. Abelein, 
Lintner, Graf Huyn, Klein (München), Niegel, Amrehn, Dr. Stercken, Regenspurger, 
Reddemann, Dr. Todenhöfer, Graf Stauffenberg und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 8/1521 - 


Vertragswidrige Kontrollen und Behinderungen auf den Transitstrecken 
von und nach Berlin 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen hat mit Schreiben vom 3. März 1978 
nach Abstimmung mit dem Bundeskanzleramt, dem Auswär- 
tigen Amt, den Bundesministern des Innern, der Justiz, der 
Finanzen und für Verkehr sowie der Landesvertretung Berlin 
die Kleine Anfrage für die Bundesregierung folgendermaßen 
beantwortet; 

V orbemerkung 

Das Transitabkommen sieht in Artikel 9 Ziffer 4 in Überein- 
stimmung mit Buchstabe d der Ziffer 2 der Anlage I des Vier- 
mächte-Abkommens vor, daß die Reisenden, ihre Transport- 
mittel und ihr persönliches Gepäck nicht der Durchsuchung 
unterliegen außer in den Fällen, in denen hinreichender Ver- 
dacht auf einen Mißbrauch der Transitwege besteht. Die Defini- 
tion des Mißbrauchs und die Befugnisse der DDR-Behörden im 
Falle eines Mißbrauchs sind in Artikel 16 des Transitabkom- 
mens niedergelegt; nach Ziffer 2 dieser Vorschrift können die 
DDR-Organe im Falle hinreichenden Verdachts eines Miß- 
brauchs den Reisenden, das von ihm benutzte Transportmittel 
sowie sein persönliches Gepäck durchsuchen. Bestätigt sich der 
Verdacht, so können nach Ziffer 3 der zitierten Vorschrift wei-- 
tergehende Sanktionen verhängt werden, die unter Umständen 
sogar bis zur Zurückweisung oder Festnahme reichen. 
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Hieraus folgt, daß die Durchsuchung eines Reisenden, seines 
Transportmittels oder seines persönlichen Gepäcks nicht als von 
vornherein vertragswidrig bezeichnet werden kann. 

Zu den einzelnen Fragen nehme ich wie folgt Stellung: 


1. Wie hoch war die Anzahl der vertragswidrigen Verdachtskon- 
trollen auf den Transitstrecken von und nach Berlin 

a) in den Monaten Januar bis September 1977, 

b) in den Monaten Oktober, November und Dezember 1977, 

c) ab Januar 1978? 

Im Jahre 1977 hat es nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung in den Monaten Januar bis einschließlich September 
durchschnittlich bis zu zehn Verdachtskontrollen gegeben, im 
Oktober waren 23, im November 65 und im Dezember 100 Per- 
sonen betroffen. 

Im Januar 1978 waren 277 Personen und vom 1. bis ein- 
schließlich 20. Februar 1978 insgesamt 26 Personen betroffen. 


2. Wie verteilen sich diese Zahlen auf 

a) Pkw, 

b) Lkw, 

c) Eisenbahnzüge? 

Von den Verdachtskontrollen waren nur Reisende in Kfz be- 
troffen, nicht aber Fahrgäste der Eisenbahn. Die Kontrollen 
vollzogen sich dergestalt, daß teilweise die Kfz durchsucht wur- 
den, teilweise die Reisenden lediglich für eine gewisse Zeit, 
etwa eine Stunde lang, aufgehalten und wegen angeblichen 
Mißbrauchs der Transitwege befragt wurden. Von diesen Kon- 
trollen waren im Januar 1978 Reisende in 246 Pkw und vier 
Lkw und von den Kontrollen im Februar 1978 waren Reisende 
in 21 Pkw betroffen. Bei der hier genannten Zahl von Lkw han- 
delt es sich nicht um solche Fälle, bei denen die Plomben ent- 
fernt wurden. 

Unabhängig von den vorstehend genannten Zahlen der Ver- 
dachtskontrollen ist die Tatsache zu sehen, daß in sieben bisher 
bekannt gewordenen Fällen die DDR-Organe die Plomben von 
nach Artikel 6 des Transitabkommens verplombten Lkw aus 
Verdachtsgründen entfernt haben, obwohl die Lkw verschluß- 
sicher hergerichtet und ordnungsgemäß verplombt waren. An- 
laß war der Umstand, daß die DDR wiederholt Flüchtlinge in 
Lkw entdeckt hatte, die unter der Regie kommerzieller Flucht- 
helfer zu Schleusungszwecken heimlich so hergerichtet waren, 
daß die verplombten Lkw ohne Verletzung der Zollverschlüsse 
geöffnet werden konnten. Nichts destoweniger handelt es sich 
bei den genannten sieben Fällen um besondere Vorgänge, weil 
Verdachtskontrollen in Bezug auf den verplombten Laderaum 
nach Artikel 6 des Transitabkommens unzulässig sind, so daß 
sich die Frage nach der Berechtigung im Einzelfall nicht stellt. 
Erkenntnisse über solche unzulässigen Verdachtskontrollen bei 
verplombten Eisenbahngüterwaggons liegen nicht vor. 
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Im Januar 1978 wurden nach Auskunft von Reisenden an zwei 
hintereinander folgenden Tagen Personenzüge der Eisenbahn 
auf freier Strecke angehalten und kontrolliert. Lediglich in 
einigen Fällen sei die Identität der Reisenden erneut überprüft 
worden, im übrigen seien Toiletten und andere Behältnisse in 
den Waggons kontrolliert worden. 


3. Wie hoch war davon 

a) die Anzahl der Personenkontrollen, 

b) die Anzahl der Durchsuchungen der Fahrzeuge, 

c) die Anzahl der Kontrollen mit Durchsuchungen? 

Hinsichtlich der Anzahl der Personenkontrollen verweise ich 
auf die Antwort zur Frage 1. 

Im Rahmen der Verdachtskontrollen wurden im Januar 1978 
insgesamt 234 und im Februar 1978 insgesamt neun Kfz durch- 
sucht. 


4. Waren von diesen vertragswidrigen Kontrollen erkennbar be- 
stimmte Personen und Personengruppen betroffen? 

Wenngleich nicht gesagt werden kann, daß bestimmte Personen 
stets von den hier zur Debatte stehenden Verdachtskontrollen 
betroffen waren, so hat eine statistische Auswertung der Fälle 
doch ergeben, daß oftmals betroffen waren: 

a) Reisende im Alter zwischen 20 und 30 Jahren; 

b) Reisende, die früher in der DDR gelebt haben oder deren 
Angehörige oder Nahestehende in der DDR leben; 

c) Reisende, die in der Dunkelheit die Transitstrecken be- 
fahren; 

d) Reisende, die zulässigerweise unterwegs gehalten haben, 
z. B. zum Tanken oder zur Rast auf einem dafür zugelasse- 
nen Parkplatz; 

e) Reisende, die einen Pkw benutzen, der auf eine andere Per- 
son zugelassen ist, insbesondere die einen Mietwagen be- 
nutzen. 


5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Anzahl der über die 
gemeldeten Fälle hinausgehenden Kontrollen? 

Uber die Kontrollen im Transitverkehr von und nach Berlin am 
Ende des vergangenen und zu Beginn dieses Jahres ist in 
Presse, Funk und Fernsehen häufig berichtet worden, so daß 
man davon ausgehen kann, daß der überwiegende Teil der Rei- 
senden problembewußt war und daß die Betroffenen in der 
Regel die Vorfälle unseren Behörden gemeldet haben. Eine 
einigermaßen zuverlässige Schätzung der Dunkelziffer ist aller- 
dings kaum möglich. 
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6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die gegenwärtige 
Praxis der DDR-Organe bei Kontrollen gegen das Viermädite- 
Abkommen und das Transitabkommen verstößt? 

Eventuelle Verstöße gegen das Viermächte-Abkommen fest- 
zustellen, ist Sache der Signatarmächte. 

Uber den Anlaß der Kontrollen ist in der Transitkommission 
ebenso gesprochen worden wie über die von” der Delegation der 
DDR vorgebrachten Gründe, wonach alle Verdachtskontrollen 
gemäß Artikel 16 Ziffer 2 des Transitabkommens berechtigt 
gewesen seien, weil im jeweiligen Einzelfall hinreichende Ver- 
dachtsgründe für einen Mißbrauch Vorgelegen hätten, über die 
Berechtigung der Kontrollen konnte jedoch zwischen den Dele- 
gationen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR keine 
Einigung erzielt werden. 


7. Wie bewertet die Bundesregierung die generelle Zurückweisung 
ihrer Proteste durch die Vertreter der DDR in der Transit- 
kommission? 

Die Bundesregierung bedauert, daß es in den bisherigen Sitzun- 
gen der Transitkommission nicht möglich war, Einvernehmen 
über die hier zur Debatte stehenden Verdachtskontrollen zu 
erzielen. 


8. Ist die Bundesregierung nach der Zurückweisung ihrer Proteste 
in der Transitkommission und den vergeblichen Bemühungen 
von Staatssekretär Gaus und Staatsminister Wischnewski in 
Ostberlin nunmehr entschlossen, Maßnahmen nach Artikel 19 
Nr. 5 des Transitabkommens einzuleiten? 

Die Bundesregierung ist wegen der Verdachtskontrollen auf 
verschiedenen Wegen bei der Regierung der DDR vorstellig 
geworden. Aus der Beantwortung der Frage 1 ergibt sich, daß 
seit Februar 1978 die Zahl der Verdachtskontrollen erheblich 
zurückgegangen ist. Es zeigt sich also, daß das bisherige Ver- 
halten der Bundesregierung richtig war. 
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